
Bundeshaushalt  2025:  Lindner
kürzt – Jugend am Limit
Von Yorick F., Juli 2024

Die  Ampelregierung  hat  den  Entwurf  für  den  Bundeshaushalt  2025
bekanntgegeben.  Was  erstmal  langweilig  klingt,  ist  für  große  Teile  der
Arbeiter:innenklasse  und insbesondere  der  Jugend potentiell  in  mehrerer
Hinsicht existenzbedrohend. Nach der 2022 in Reaktion auf die Eskalation im
Ukraine-Krieg  von  Bundeskanzler  Olaf  Scholz  ausgesprochenen
„Zeitenwende“, gefolgt von 100 Milliarden Bundeswehrsondervermögen und
einer anhaltenden Militarisierung in der BRD, spricht nun Finanzminister
und  FDP-Vorsitzender  Christian  Lindner  von  einem  „Einstieg  in  eine
Wirtschaftswende“.  Konkret  bedeutet  das  eine  weitere  Neoliberalisierung
und somit Angriffe auf uns als Jugend und Arbeiter:innenklasse sowie eine
Umverteilung von unten nach oben.

Doch was heißt das?
Nach langer Debatte hat das Kabinett der Ampelregierung ihren vorläufigen
Haushaltsplan für  das Jahr 2025 verabschiedet.  Erst  vorläufig,  da dieser
aufgrund  eines  Verschuldungstricks  (man  möchte  durch  Zahlungen  im
Schienen-  und  Straßenverkehr  nur  in  Darlehen  zahlen  und  somit  die
„Schuldenbremse“ einhalten) noch juristisch geprüft werden muss. Das, was
die selbsternannte „Fortschrittskoalition“ da beschlossen hat, trägt deutlich
den  Stempel  der  FDP,  wird  aber  ohne  Wenn  und  Aber  von  den
Koalitionsparteien mitgetragen. Der Entwurf wird v. a. von Christian Lindner
als Fortschritt verkauft, ist jedoch vor allem eine de facto Steuersenkung für
Spitzenverdiener:innen. Das passiert durch eine Neuabstufung und staatliche
Investitionen  in  Innovationen,  also  in  anderen  Worten  Geld  für
Kapitalist:innen, damit diese im Interesse des „Standort Deutschland“ Profite
erwirtschaften können.
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Das  hierfür  notwendige  Geld  soll  u.a.  durch
Einsparungen im Bürgergeld kommen: in Höhe von 4,7
Milliarden.
Hierbei  können  Lindner  und  Co.  aber  nicht  einfach  den  Mindestbeitrag
kürzen.  Denn  schon  2019  hat  das  Bundesverfassungsgericht  eine  solche
Maßnahme  als  verfassungswidrig  erklärt,  da  diese  damit  unter  dem
Existenzminimum liegen würde.  Somit  greift  die  Regierung zu  stärkeren
Sanktionen und Maßgaben, um die Kürzungen zu verwirklichen. Etwa bei der
Annahme von vom Arbeitsamt angebotenen Jobs. Hier soll ein Arbeitsweg
von bis zu 3 Stunden als zumutbar erklärt werden. Das würde 3 Stunden
Fahrzeit  für  8  Stunden (zumeist  nicht  wirklich  existenzsichernde)  Arbeit
bedeuten. Bei den verbliebenen Stunden eines Tages dann neben Haushalt
und  ausreichend  Schlaf  noch  irgendwelche  Freizeit  in  den  Alltag  zu
integrieren, scheint schwer möglich. Bei Nichtannahme solcher Jobs würde
eine Kürzung bis Streichung des Bürgergeldes drohen. Auch das Verpassen
oder  Zuspätkommen  von  Amtsterminen  im  Zusammenhang  mit  dem
Bürgergeld  soll  schärfer  bestraft  werden.  Für  einen  versäumten  Termin
sollen 30 % der  Leistungen gestrichen werden können,  und das  für  die
nächsten 3 Monate.

Diese  Maßnahmen  werden  die  immerhin  15–20  %  der  Jugendlichen
Bürgergeldempfänger:innen  besonders  hart  treffen.  Nicht  nur  ist  das
Pendeln von langen Strecken ohne eigenes Auto und in einem unzureichend
ausgebauten  Regionalverkehrsnetzwerk  schwer,  es  wird  für  Jugendliche
damit auch immer härter,  selbstständig aus potentiell  unterdrückerischen
Familienverhältnissen zu fliehen. Dies ist ohnehin u. a. meist eine finanzielle
Frage. Durch steigende Mieten im Zusammenhang mit einer erschwerten
Antragstellung  und  geringerer  Auszahlung  des  Wohngeldes  wird  ein
selbstständiger  Auszug  für  viele  Jugendliche  zu  einem  Ding  der
Unmöglichkeit. Was auch einige Statistiken zeigen: Jugendliche wohnen im
Durchschnitt immer länger bei ihren Eltern (z. B.: Mikrozensus 2022 vom
Statistischen Bundesamt).

Doch nicht nur beim Bürgergeld werden Milliardensummen gespart, auch in
der Bildung kürzt die „Fortschrittskoalition“ kräftig weg. Bei den Schulen



sollen etwa 1,8 Milliarden eingespart werden, obwohl wir uns schon jetzt
lange  in  einer  Bildungskrise  befinden.  Was  u.  a.  auf  eine  chronische
Unterfinanzierung  der  Schulen  seit  Jahrzehnten  zurückzuführen  ist.  Ein
Umstand, der immer wieder zu Protesten führt, wie zuletzt bei „Schule muss
anders“ oder den Lehrer:innenstreiks in Berlin zum TV Gesundheitsschutz
und TV-L. Auch beim Bafög, was für viele Student:innen ohne großartige
familiäre  Unterstützungsmöglichkeiten  die  einzige  Chance  ist,  sich  ein
Studium leisten zu können,  sollen 700 Millionen gestrichen werden.  Das
Ganze passiert u. a. durch eine weitere Verschärfung der Antragsstellung.
Dabei fällt dieses schon spätestens seit der Inflation zu gering aus und viele
Studierende gehen trotz  Bafögbezugs bereits  heute schon einem Minijob
nach, wo sie idR für Mindestlohn buckeln dürfen.

Gleichzeitig wird das Budget dort erhöht, wo die Ampel Jugendliche wohl
lieber haben würde als an den Universitäten: bei der Bundeswehr. Zwar liegt
die  Erhöhung  um  1,2  Milliarden  (auf  53  Milliarden)  unter  dem,  was
Kriegsminister Pistorius im Vorfeld gefordert hatte,  doch decken die 100
Milliarden Sondervermögen aus 2022 aktuell immer noch einen Großteil der
Bundeswehrausgaben, auch wenn diese bereits verplant sind. Dies soll sich
in den nächsten Jahren aber ändern: bis 2028 (also in der Zeit der nächsten
Regierung nach der Ampel) soll sich der Wehretat auf 80 Milliarden (pro
Jahr!!) erhöhen. Hierbei spricht man auch relativ offen von einer potentiellen
Kriegsvorbereitung  aufgrund  der  aktuellen  Weltlage.  Begleitet  wird  das
Ganze von Instagram-Posts, in denen Pistorius, Scholz, Lindner und Co. in
Uniform am Steuer von Kampfjets und Panzern posieren.

Doch warum das?
Dass  die  Bundesregierung  nicht  etwa  5,5  Millionen  Menschen  (plus
eventuelle Kinder etc.) in eine potentiell existenzgefährdende Lage bringen
oder die Schulen kaputtsparen müsste, wenn sie das „fehlende“ Geld einfach
aus den Taschen der Reichen nehmen würde, ist ihr nicht nur egal, es erfüllt
für sie vor allem eine wichtige Funktion. Nicht nur als Sparpolitik, sondern
auch als Mittel zur Durchsetzung dieser.

Für das Funktionieren des Kapitalismus, vor allem in Krisenzeiten, ist es



unabdingbar,  dass  es  den  Ärmsten  bzw.  den  Arbeitslosen  besonders
beschissen  geht.  Auf  der  einen  Seite,  damit  diese  aufgrund  ihrer
Verzweiflung als möglichst billige Arbeitskräfte bereitstehen und gleichzeitig
als sog. Reservearmee Druck auf die Lohnabhängigen mit Job ausüben. Da
durch Angst vor Kündigungen und dem somit möglichen Abrutschen in die
Arbeitslosigkeit  die  Gefahr  von  Streiks  und  Klassenkämpfen  für  die
herrschende  Klasse  gemindert  wird  und  die  Konkurrenz  zwischen  den
einzelnen Arbeiter:innen sich verschärft. Das wird dann nochmal befeuert
durch  den  „Diskurs“  rund  um  Bürgergeldempfänger:innen,  welcher  zur
Spaltung innerhalb der Arbeiter:innenklasse führt und somit eine wichtige
ideologische Funktion erfüllt. Oft ist diese Hetze dann gleich noch gespickt
mit  rassistischen  Zusätzen,  einem  weiteren  spaltenden  Element.  Die
Bürgergeldempfänger:innen dienen hier also als Sündenbock, um die Kritik
an der Ampel zumindest etwas abzufedern. Immerhin, so scheint es für viele,
geht  es  jetzt  mal  den  „Nutznießern“  an  den  Kragen.  Doch  die  echten
Nutznießer in unserem System sind die Kapitalist:innen, die dank Lindner &
Co.  nun  noch  bessere  Bedingungen  für  ihre  Ausbeutungsmaschinerie
vorfinden.

Rechtsruck
Dieser unverhohlene Klassenkampf von oben ist nicht nur ein Ausdruck des
weltweiten Rechtsrucks, sondern wird in Bezug auf die AfD aller Voraussicht
nach  auch  ein  weiterer  Motor  dessen  sein.  Mehr  als  zurecht  sind  viele
Personen  in  der  Arbeiter:innenklasse  unzufrieden  und  wütend  über  ihre
Lage. Der neue Ampel-Haushaltsentwurf liefert einen weiteren Grund dazu.
Insbesondere die Jugend sieht zurecht keine Perspektive für sich und ihre
Zukunft.

Es  fehlt  eine  wahrnehmbare,  echte  linke  Alternative  zur  herrschenden
Politik, die für unzufriedene Jugendliche und Arbeiter:innen als Anlaufstelle
und  Ventil  fungieren  könnte.  Weswegen  wir  im  Hinblick  auf  die
Landtagswahlen  in  u.  a.  Sachsen  wahrscheinlich  das  Resultat  dessen,
nämlich eine Machtverschiebung unter den bürgerlichen Parteien zugunsten
der AfD, erleben werden.



Dagegen!
Das einzig dagegen wirklich wirkungsvolle Mittel ist in Bezug auf die Jugend
eine linke revolutionäre Jugendbewegung, die für eine echte Alternative zur
Ampel-Sparpolitik kämpft!

Dafür  brauchen wir  als  Jugend vor  allem die  politische Aktivität  an den
Orten, an denen wir uns tagtäglich bewegen und zwangsläufig mit anderen
Jugendlichen in Berührung kommen: unseren Unis, Ausbildungsplätzen und
vor allem unseren Schulen. Hier erleben wir auch direkt die Auswüchse des
Rechtsrucks  durch  rassistische,  queerfeindliche  und  sexistische
Diskriminierung  und  Unterdrückung.  Aber  auch  die  Auswirkungen  der
Ampelpolitik  in  Form von schlecht  ausgebautem ÖPNV, unterfinanzierten
Schulen,  überarbeiteten  Lehrkräften  und  statistisch  etwa  4,44
Mitschüler:innen pro Klasse (bei einer Klassengröße von 30), die unter der
Armutsgrenze leben.

Hier gilt es einzugreifen! Wir müssen aktiv werden gegen Abschiebungen,
Rechtsruck,  Ampelpolitik  und  Kapitalismus.  Dafür  müssen  wir  uns  in
Schulgruppen  zusammenfinden,  um  gegen  die  Probleme  vor  Ort
anzukämpfen und Kampforgane für Streiks zu schaffen. Diese müssen wir
nutzen, um eine kräftige Streikbewegung auf die Beine zu stellen, um ihren
Kürzungen,  Kriegsgelüsten  und  ihrer  Profitgier  nicht  nur  etwas
entgegenzusetzen, sondern letztendlich den Schritt zu gehen, ihre Ordnung
zu überwinden, den Kapitalismus zu stürzen!

Wir  fordern  deshalb  al le  l inken  Jugendorganisat ionen  und
Gewerkschaftsjugenden auf, sich dem Aufbau einer solchen Jugendbewegung
anzuschließen und ihre volle Mitgliedschaft zu aktivieren, um an den Orten,
wo  sie  sich  tagtäglich  aufhalten,  zu  mobilisieren!  Mit  unserer  geballten
Kampfkraft können wir uns gegen ihre Angriffe wehren!

Eine solche Jugendbewegung kann jedoch nur ein erster Schritt sein. Klar ist,
wenn wir  wirklich  für  eine  bessere  Zukunft  einstehen wollen,  muss  das
System  überwunden  werden,  das  uns  heute  noch  ausbeutet  und
diskriminiert: der Kapitalismus. Diesem setzen wir den Sozialismus entgegen.



Um diesen erkämpfen zu können, braucht es aber auch Kampforganisationen
der Jugend und Arbeiter:innenklasse,  also eine neue Jugendinternationale
und eine neue kommunistische Partei (organisiert in einer Internationalen)
und auch ein entsprechendes revolutionäres Programm.

Wir fordern:

Hunderte  Milliarden  für  unsere  Schulen,  Jugendclubs  und
Krankenhäuser statt Aufrüstung -Finanziert durch die Besteuerung
der Reichen!
AfD  zerschlagen  statt  verbieten:  Für  eine  Einheitsfront  aus
Schulstreiks,  Massenaktionen  und  politischen  Streiks  gegen  AfD,
Abschiebungen und Sparpakete statt Brandmauern mit der CDU!
Für  die  ökonomische  Unabhängigkeit  von  Schüler:innen,
Studierenden  und  Jugendlichen  in  Ausbildung!  Für  ein
Mindesteinkommen, angepasst an die Lebenssituation im jeweiligen
Land durch die Besteuerung von Reichtum und Kapital.
Kampf für höheren Mindestlohn für alle Arbeitenden in Anpassung an
die Inflation, kontrolliert von Arbeiter_Innenausschüssen! Schluss mit
unbezahlten Praktika und sozialen Pflichtjahren!
Unkomplizierter und kostenfreier Zugang zu Wohnräumen. Niemand
darf dazu gezwungen sein, bei der eigenen Familie zu leben oder
wohnungslos zu sein!
Massiver  Ausbau  des  Schienennetzes  und  Rückbau  des
Straßennetzes! Kostenloser ÖPNV für alle!

Hartz  4,  Bürgergeld  und  das
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Was ist der Stand?
Die Geschichte der Menschheit ist eine Geschichte von Klassenkämpfen, die
Geschichte  des  Sozialstaats  der  BRD  auch.  Das  Bürgergeld  wurde  im
Wahlkampf  zur  Bundestagswahl  2021  als  großes,  progressives  Projekt
angekündigt. Im Gesetzesentwurf hieß es dann auch noch stolz, dass sich das
Bürgergeld nur noch um maximal 30% kürzen lassen würde. Damit folgte das
neue  Gesetz  einem Urteil  des  Bundesverfassungsgerichts  welches  schon
2014 100% Sanktionen für verfassungswidrig erklärte. Auch stand im Gesetz
eine stärkere Förderung von Ausbildungen und höherer Qualifizierungen. Die
Freibeträge, also der Wert des Eigentums den eine Person besitzen darf um
immer noch Anspruch auf Grundsicherung zu erhalten, wurden erhöht. Diese
Maßnahmen sollten  alle  dazu dienen,  den im Rahmen der  Agenda 2010
geschaffenen Niedriglohnsektor zu bekämpfen. Schon im Gesetzesentwurf
war dabei auch eine schnelle Anpassung des Bürgergelds an die Inflation mit
inbegriffen, diese sollte das erste mal am 01.01.2024 durchgeführt werden.
Vor rund 2 Wochen war es dann auch soweit, um „skandalöse“ 61€ wurde
das Bürgergeld nicht angehoben, sondern an die teureren Preise angepasst.
Schon im Vorhinein entbrannte in Springer Medien und Co ein mediales
Feuerwerk  das  jegliche  5000€  Silvestereinkäufe  in  den  Schatten  stellte:
„Viertklässler wollen Bürgergeldbezieher werden“ titelte zum Beispiel  die
BILD, oder auch „[Boris] Palmer rechnet sein Bürgergeld aus und fasst es
nicht“, die Welt schreibt im November letzten Jahres noch „Bürgergeld oder
Rente mit 63 – An einen Kostenposten muss der Minister jetzt ran!“ Wie
schon bei der Debatte um Migration knickte die „progressive Ampel“ beim
ersten Anzeichen von Gegenwind ein, und Hubertus Heil ließ vor einigen
Wochen verlauten das die 100% Sanktionen wieder zurückkehren würden.
Wenn Heil diese Reform schon von sich aus vorschlägt können wir erwarten,
dass das Endergebnis noch deutlich schärfer ausfallen wird. Doch wem nützt
das eigentlich, arme Menschen noch ärmer zu machen?
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Arbeiten muss sich wieder lohnen!
Dieser Satz scheint einer der Lieblingssätze deutscher, weißer 60+ Männer
zu sein, gerade aus FDP, CDU und AFD Kreisen hört man ihn immer öfter.
Gemeint  sind  dabei  aber  auf  keinen  Fall  höhere  Löhne,  und somit  eine
Bekämpfung des Niedriglohnsektors, nein, ganz im Gegenteil. Es geht vor
allem  darum  Arme  gegen  noch  Ärmere  auszuspielen  und  somit
Niedriglohnsektor zu festigen. Dabei „lohnt“ sich arbeiten durchaus, schauen
wir genauer auf das Bürgergeld und wie es aufgebaut ist, ergibt sich ein Bild,
dass der reaktionären Argumentation von rechts und inzwischen auch von
der Ampel jeglichen Wind aus den Segeln nimmt. Der X (ehem. Twitter) User
@sozi_simon hat sich in einem tiefgehenden Thread sehr eindrucksvoll mit
dem  deutschen  Sozialstaat  auseinandergesetzt.  Simon  hat  eine  fiktive
Familie Müller mit 3 Kindern erstellt und welche Sozialleistungen sie je nach
Bruttoeinkommen bekommen würde. Dabei fällt  auf,  wenn auch nur eine
Person in der Familie Müller einen Minijob über 520€ im Monat annehmen
würde,  wären  das  bereits  180€  mehr  im  Monat  in  der  Haushaltskasse,
würden  beide  Elternteile  dies  tun  wären  es  bereits  328€  mehr.  Die
Argumentation,  das  sich  arbeiten  nicht  lohnen  würde  ist  also  völliger
Schwachsinn,  und  dient  alleine  dem  Zweck  Proletarier:innen  gegen
Proletarier:innen auszuspielen. Viel  auffälliger ist  jedoch, dass von einem
Bruttogehalt von 2.900€ bis 5.500€ nur eine Steigung in der Haushaltskasse
von 68(!)€ vorhanden ist. Während Sozialhilfen wegfielen käme es zu einem
massiven Anstieg der Steuerlasten. Die deutschen Steuersätze sind nämlich
so verteilt dass sie nicht etwa besonders hoch für die Reichen sind, sondern
der  größte  Unterschied  der  zwischen  Arbeiter:innen  mit  geringem
Einkommen  und  Arbeiter:innen  mit  etwas  höherem  Einkommen  ist.  Die
Diskursverschiebung die hier getätigt wird ist beachtlich und alarmierend,
denn dadurch das sich der ganze Diskurs allein um Empfänger:innen von
Grundsicherung dreht verliert auch die politische Linke den Blick für das
eigentliche  Ziel  der  Hartz  Gesetze  welche  mit  dem  Angriff  auf  die
Grundsicherung wieder zurückkehren. Es lohnt es sich für eine Arbeiter:in im
Niedriglohnsektor kaum aufzusteigen und zum Beispiel einen Akademischen
Beruf anzustreben, da dieser Aufstieg kaum mit mehr Geld verknüpft ist, die
Annahme eines miesen Jobs hingegen „lohnt“ sich sehr wohl. Das System



macht also klar: Du hast die Wahl zwischen sehr arm und etwas weniger arm,
Wohlstand  erarbeiten  kannst  du  dir  aber  nicht,  den  haben  nur  die  die
tatsächlich nicht arbeiten aber dafür Aktien besitzen.

Der Niedriglohnsektor und der Kapitalismus
Der  Niedriglohnsektor  trägt  maßgeblich  zum  Erhalt  der  Bürgerlichen-
Kapitalistischen Ordnung bei,  er  verstärkt  zum Beispiel  die  Trennung in
Kopfarbeit, also vor allem Bürojobs, und Handarbeit, also zum Beispiel Jobs
auf  dem  Bau.  Schauen  wir  uns  dazu  ein  paar  Statistiken  an.  Laut
Statistischem  Bundesamt  ist  das  Einstiegsgehalt  für  Menschen  mit
Ausbildung mit  rund  3.500€ im Monat  um 1000€ niedriger  als  das  von
Bachlor  Absolvent:innen,  dazu  kommt  noch  dass  Akademiker:innen  in
Deutschland deutlich bessere Aufstiegschancen haben.  Doch wer  hat  ein
Interesse daran Menschen in Armut zu halten?

Ein Kapitalist versucht einem Arbeiter immer nur seine Reproduktionskosten
zu bezahlen, also so viel das er sich Essen, trinken und eine Familie leisten
kann. Die Reproduktionskosten stellen auch den Betrag dar, den ein Arbeiter
verlangt damit er auch bereit ist am nächsten Tag noch zur Arbeit kommen.
Streiks  entstehen,  wenn  ein  Arbeitgeber  dies  nicht  mehr  erfüllt,  die
Arbeiter:innen kommen dann ganz einfach nicht mehr zur Arbeit. In dem man
in Deutschland künstlich durch Steuern und Sozialstaatsanpassungen einen
Niedriglohnsektor erschafft verhindert man, dass Menschen die in diesem
Niedriglohnsektor arbeiten „aufsteigen“ wollen, weil es sich ökonomisch für
sie  einfach  nicht  lohnt.  Die  Reproduktionskosten  werden  also  künstlich
niedrig gehalten. Diese fatale Lohnpolitik wollte man mittels Sozialreformen,
in Form des neuen Bürgergelds,  angreifen,  doch die Sprecher:innen und
Demagog:innen  des  Kapitals  haben  sich  sofort  versammelt  um  die
Aufbrechung  dieses  künstlichen  Niedriglohnsektors  zu  verhindert.
Gleichzeitig  wird  im  bürgerlichen  Diskurs  permanent  verschwiegen  das
Arbeitslosigkeit  eine  natürliche  Begleiterscheinung  des  Kapitalismus  und
seiner Krisenhaftigkeit  ist.  Es wird auch oft gesagt,  dass das Bürgergeld
unsolidarisch  sei  und  Bürgergeldempfänger:innen  wie  im  Paradies  leben
würden.



Wie hoch ist eigentlich das Bürgergeld?
An sich ist der Betrag den man als Bürgergeld Empfänger:in bekommt 563€
im  Monat,  diese  sind  unterteilt  in  verschiedene  Kategorien,  wie
Nahrungsmittel,  Gesundheitspflege  und  Verkehr.  Schaut  man  sich  diese
Aufteilung  an  wird  schnell  klar:  Nein,  Bürgergeldempfänger:innen  leben
nicht  im  Paradies.  Für  Nahrungsmittel  sind  zum  Beispiel  knapp  200€
eingeplant. Laut Bundesministerium für Landwirtschaft und Ernährung sollte
eine Einzelperson rund 170-220€ im Monat für Nahrungsmittel ausgeben,
das 170€ höchst unrealistisch sind zeigt sich daran das Privatpersonen im
Durchschnitt  243€  für  Nahrungsmittel  ausgeben.  Dank  der
Inflationsbereinigung können sich Bürgergeldempfänger:innen jetzt gerade
so ein „Deutschlandticket“ leisten, sofern die Preise nicht erhöht werden.
Man könnte dies für jede der Kategorien durchspielen und stellt schnell fest,
die  Grundsicherung  sichert  einem  maximal  ein  Existenzminimum.  Wie
kommen aber nun die teilweise sehr hohen Bürgergeldzahlungen zustande
die  sich  diverse  chauvinistische  Hetzer:innen  in  den  letzten  Wochen
ausgerechnet  haben?  Hauptsächl ich  l iegt  dies  daran,  dass
Bürgergeldempfänger:innen  auch  eine  Wohnung  zusteht,  auf  welche  ein
Großteil  des  Geldes  das  ein:e  Empfänger:in  bekommt  entfällt.  In  der
Konsequenz bedeutet das auch, dass man den Betrag senken könnte wenn
die Mieten nicht so hoch wären, der Staat gibt also das Geld nicht für die
Sozialhilfeempfänger:innen aus, sondern für die Profite der Vermieter:innen.
2023 hat der Staat so rund 20 Milliarden € direkt an diese, eh schon massiv
von der Krise profitierende und tatsächlich nicht arbeitende, Schicht gezahlt.
Doch auf die Idee diese Wohnungen zu enteignen und so die Haushaltskasse
massiv zu entlasten kommt natürlich niemand.

Perspektive für Revolutionär:innen
Das Bürgergeld in Deutschland ist ein zentraler Faktor für den Erhalt der
kapitalistischen Ordnung, es ist nötig um den Niedriglohnsektor aufrecht zu
erhalten, und bringt bestimmten Kapitalist:innen auch noch direkt Kohle ein.
Wir als Revolutionär:innen müssen uns gegen die Angriffe auf den Sozialstaat
wehren die sich gegen die benachteiligsten Teile der Gesellschaft richten um



so einen Keil in die ausgebeutete Klasse zu treiben zwischen den gelobten
aber immer noch ausgebeuteten Lohnarbeiter:innen und den Arbeitslosen die
man  möglichst  arm  halten  möchte  weil  ihr  sozialer  Aufstieg  nicht  im
Interesse  der  Bosse  liegt.  Zeigen  wir  die  wirklichen  Probleme  des
Sozialsystems auf, zeigen wir auch die Probleme des Wirtschaftssystems im
allgemeinen  auf,  denn  wie  in  diesem  Artikel  beschrieben,  sind  diese
unglaublich eng verknüpft. Wir unterstützen die Bürgergeldbezieher:innen
am besten, in dem wir den Diskurs von ihnen weglenken und stattdessen
gegen das Kapital und seine Ausbeutung des gesamten Proletariats richten!

Gegen die Rückkehr des existenzbedrohenden Sanktionsregimes!
Kampf dem Niedriglohnsektor – Hoch mit den Löhnen!
Gleiche Bildung für ALLE – Es gibt keine „von Natur aus Dummen“ sondern
nur Menschen denen der Zugang zur höheren Bildung verwehrt wurde!
Volksentscheide  umsetzen  –  Immobilienkonzerne  enteignen  statt
durchfüttern!


